
















































































































































Anlage

Zusammenfassende Erklärung gem. § 10 (4) BauGB

Ziel der Planaufstellung
Mit dem Bebauungsplan soll in der Ortsmitte die Möglichkeit zur Errichtung eines Altenpfle-
geheimes geschaffen werden. 

Verfahrensablauf
Die Unterrichtung über die voraussichtlichen Auswirkungen des Planes im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) fand in der Zeit vom 13.12.2007
bis 04.01.2008 statt.

In der frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden und
sonstigen Träger  öffentlicher  Belange,  deren Aufgabenbereich  durch die Planung berührt
wird, gem. § 4 Abs. 1 BauGB auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB bis zum 18.01.2008 auf-
gefordert. Teilweise wurden Anregungen redaktioneller Art vorgetragen, die zu einer Aktuali-
sierung der Planunterlagen geführt haben. 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB wurde der Be-
bauungsplan mit Begründung und Umweltbericht den Behörden und sonstigen Trägern öf-
fentlicher Belange und der Öffentlichkeit in der Zeit vom 18.02.2008 bis 20.03.2008 vorge-
stellt.  In  diesem Verfahrensschritt  wurden  vom Landkreis  Gifhorn  und  von  der  Landwirt-
schaftskammer  Niedersachsen  Bedenken  bezüglich  möglicher  Beeinträchtigungen  durch
Geruchsimmissionen vorgetragen. 

Seitens der Straßenbauverwaltung wurde gefordert, dass die Zufahrt zum Altenpflegeheim
von der Kleinen Dorfstraße so weit wie möglich aus dem direkten Einmündungsbereich der L
289 an die vorhandene Bebauung herauszulegen ist, um die Leichtigkeit und Sicherheit des
Verkehrs auf der L 289 zu gewährleisten. Dieser Forderung wird durch die Festlegung eines
Ein- und Ausfahrtsbereiches entsprochen.

Seitens des Landkreises Gifhorn wurde angeregt, die Absicht zur Errichtung eines Altenpfle-
geheimes dadurch zu unterstreichen, dass in den textlichen Festsetzungen geregelt  wird,
dass nur die Errichtung eines Altenpflegeheimes zulässig ist. Dieser Anregung wurde ge-
folgt. 

Weiterhin wurde seitens des Landkreises ein Nachweis zur angestrebten Versickerung des
Oberflächenwassers gefordert. Hier folgt die Gemeinde der Aussage des Wasserverbandes
Gifhorn, dass aufgrund des hohen Grundwasserspiegels das anfallende Niederschlagswas-
ser entweder in den im Plangebiet vorhandenen Graben oder in die auf dem Grundstück zu
verlegende Entlastungsleitung eingeleitet wird. Für die Verlegung der Entlastungsleitung wird
im Bebauungsplan ein Leitungsrecht eingetragen, das durch eine Eintragung im Grundbuch
abgesichert wird.

Aus der Öffentlichkeit wurden Stellungnahmen abgegeben, die sich im Wesentlichen mit der
Standortfrage des geplanten Altenpflegeheimes und mit den Auswirkungen auf Natur und
Landschaft beschäftigen. Hier kann auf die im Zusammenhang mit der Aufstellung des Be-
bauungsplanes erarbeiteten Fachgutachten zur naturschutzfachlichen Eingriffsregelung und
Geruchseinwirkungen zurückgegriffen werden, die die Gemeinde zur Konfliktbewältigung in
Auftrag gegeben hatte. Die Ergebnisse der Fachgutachten sind in die Planüberlegungen ein-
geflossen und im Umweltbericht, der Bestandteil der Begründung des Bebauungsplanes ist,
berücksichtigt.

Den aus dem Fachgebiet Immissionsschutz des Landkreises Gifhorn vorgetragenen Beden-
ken, nämlich dass die im TÜV-Gutachten zur Beurteilung der Geruchsimmissionen herange-
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zogene Beurteilungsmaßstäbe der novellierten Geruchsimmissionsrichtlinie nicht angewen-
det werden können, da diese noch nicht verbindlich eingeführt sind und somit die Immissi-
onswerte nach geltendem Recht  die zulässigen Werte für  ein Wohngebiet  überschreiten,
wurde dadurch Rechnung getragen, dass aus Rücksicht auf die vorhandenen landwirtschaft-
lichen Betriebe als Art der baulichen Nutzung in Dorfgebiet geändert wurde. Durch die Über-
arbeitung wurde jedoch eine erneute öffentliche Auslegung erforderlich, die in der Zeit vom
02.05. – 02.06.2008 durchgeführt wurde. In diesem Verfahrensschritt wurden keine weiteren
Anregungen vorgetragen, die zu einer nochmaligen Überarbeitung der Planunterlagen ge-
führt hätten.

Beurteilung der Umweltbelange
Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft wurde ein Fachbeitrag
zur Eingriffsregelung erstellt,  der fachlich auf eine flächendeckende Biotoptypenkartierung
(2007) zurückgreift und sich in der Bilanzierung auf die „Arbeitshilfe zur Ermittlung von Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen“ des Nds. Städtetages (2006) beruft. 

Die Erfassung der Biotoptypen (Arten und Lebensgemeinschaften) erfolgte nach den Vorga-
ben des Niedersächsischen Landesamtes für Ökologie (NLÖ), hier nach dem Kartierschlüs-
sel für Biotoptypen in Niedersachsen von Drachenfels (2004).

Als voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB, die mit
dem Bebauungsplan vorbereitet werden, sind der Verlust von Boden und Bodenfunktionen
durch Versiegelung, Eingriffe in Arten- und Lebensgemeinschaften sowie vorhabensbedingte
Veränderungen im Orts- und Landschaftsbild zu nennen.

Abwägungsvorgang
Der  Landkreis  Gifhorn  und  die  Landwirtschaftskammer  Niedersachsen  haben  im  Beteili-
gungsverfahren festgestellt, dass sich aus dem Betrieb der vorhandenen landwirtschaftlichen
Hofstellen Konfliktpotentiale gegenüber der geplanten Nutzung des Altenpflegeheimes erge-
ben könnten. Hierzu wurden im Rahmen der Umweltprüfung durch ein Fachbüro die zu be-
rücksichtigenden Nutzungen der angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe untersucht und
bewertet. 

Durch  diesen  Fachbeitrag  wurde  festgestellt,  dass  eine  Beeinträchtigung  aufgrund  des
Standortes am Rande einer ländlichen Ortslage nicht zu erwarten ist. Dieser Aussage konnte
sich die untere Immissionsschutzbehörde des Landkreises jedoch nicht anschließen, da die
vom TÜV Hannover gewählten Beurteilungskriterien noch im Verfahren sind und somit das
alte Recht anzuwenden ist. Die Gemeinde schloss sich den Bedenken des Landkreises an
und änderte die Art der baulichen Nutzung in Dorfgebiet.

Seitens der Öffentlichkeit liegen Stellungnahmen vor, die sich mit der Standortwahl und den
damit verbundenen Auswirkungen auf Natur und Landschaft beziehen. 

Prinzipiell kann davon ausgegangen werden, dass der Eingriff nach § 10 des Niedersächsi-
schen Naturschutzgesetzes ausgleichbar bzw. ersetzbar ist. 
Der Ersatz für die überplanten Flächen ist durch Maßnahmen der Landschaftspflege herzu-
stellen. 

Die  im  landschaftsplanerischen  Fachbeitrag  zur  Eingriffsregelung  und  im  Umweltbericht
empfohlenen Maßnahmen zur Vermeidung, zur Minimierung und zum Ausgleich der erhebli-
chen Umweltauswirkungen wurden nach Abwägung zwischen ökonomischen, sozialen und
umweltschutzbezogenen Belangen in weiten Teilen in den Bebauungsplan übernommen.
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Insofern wurden die Umweltbelange im Rahmen der Abwägung untereinander konkurrieren-
der  Nutzungsansprüche  ausreichend  gewürdigt.  Weitergehende  Maßnahmen  sind  somit
nicht erforderlich.

Aufgrund der Möglichkeit der Vermeidung, Minimierung und des Ausgleichs der erheblichen
Umweltauswirkungen des Bebauungsplanes im Plangebiet selbst und nach Prüfung von Pla-
nungsalternativen wurde im Rahmen der Abwägung der Bebauungsplan in seiner festgesetz-
ten Gebietsabgrenzung von der Gemeinde am 07.07.2008 als Satzung beschlossen.
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